3.  
Geschichtliche Entwicklung des Tonwerks Heppenheim

3.1  
Von den Anfängen 1900 bis zur Gründung der Firma „Tonwerk Heppenheim Fritz 

Strauch & Co.“ 1937

Auf dem Gelände des späteren „Tonwerks Heppenheim Fritz Strauch & Co.“ beantragt die Lorscher Firma Bierbaum bereits im April 1900 die Genehmigung zur Errichtung einer Feldbacksteinbrennerei. Die geologischen Voraussetzungen sind günstig, sind doch im ehemaligen Neckarbett nordwestlich von Heppenheim gewaltige Tonlager vorhanden, die für etwa einhundert Jahre eine ausreichende Versorgung lokaler Betriebe zu sichern scheinen.

Gesuch von Johannes Bierbaum, veröffentlicht im Verordnungs- und Anzeigenblatt für den Kreis Heppenheim. Anzeiger für die Bergstraße, den Odenwald und das Neckartal, Nr. 47 vom 24. April 1900, Amtlicher Teil, S. 1

Die nachfolgenden Textauszüge veranschaulichen die mühevollen Herstellungsprozeduren in einer solchen „altmodischen“ Brennerei am Beispiel der ursprünglichen Ziegelei am späteren Firmenstandort Bad Vilbel-Massenheim und die modernere Weiterentwicklung des Ringofens, wie sie auch im Tonwerk Heppenheim verwandt wurde.(1)

 „In diesem `altmodischen´Betrieb sah es etwa so aus:

Lehmgrube, Sumpf, Mühle, Formtisch und Trockenplatz lagen unmittelbar beieinander. (...) Mit Hilfe eines schmal- und langgeformten Spatens wurde der Lehm abgestochen, auf Kipploren geladen, und eine kleine Diesellok fuhr das Material auf einem Feldbahngleis zur Lehmgrube. Bei dem Einsumpfen oder Einschlämmen wurde die ganze Masse von Wasser durchdrungen. Nun schaufelte ein Arbeiter, `Einspötter´ (...also `Einspucker´) genannt, das Formgut in die Mühle. Sie bestand aus einer aufrechtstehenden Trommel, in der ein Rührwerk mit Schraubenflügeln den Lehm durcharbeitete und zu einem mit Schiebefenstern verschließbaren Ausgang hinauspreßte (...).

Jetzt konnten die Former ihre eigentliche Arbeit, das Handstrichverfahren, beginnen. Zwei Männer bildeten ein Gespann, und dieses Gespann hatte täglich 12 000 Steine aufzustreichen (...). Die beiden Arbeiter standen links und rechts am Formtisch. Sie tauchten die hölzernen Zwillingsformen ins Wasser, setzten sie auf die pultähnlichen Schrägflächen und schlugen mit Kraftaufwand die notwendige Lehmmende in die Formen. Mit einem Streichholz strichen sie die Lehmfüllung glatt, nahmen die Form mit einem weggleitenden Ruck herunter, drehten sie sofort hochkant und stürzten sie auf den vorher geglätteten Erdboden (...). 

Die Arbeitszeit ging damals meist von Sonnenaufgang bis -untergang. Interessant dürfte auch sein, daß der Former den höchsten Lohn erhielt, der Setzer folgte an zweiter Stelle. Bei ihm kam es auf Genauigkeit und das System des Aufsetzens an. Erst dann folgte der Einspötter, der unaufhörlich den Ton in die Mühle schippen mußte.

In langen Bahnen und Doppelreihen von Steinen, Schlägen genannt, wurden die (...)Steine zum Trocknen aufgesetzt, die Schichtung der Steine mußte luftig sein. Gegen Regen diente ein Schutz von aufgelegten Strohmatten, später wurden feste Überdachungen und Schuppen mit Ziegeldach errichtet.

Viele (...) Einwohner können sich noch an den sogenannten Feldbrand erinnern. Sobald die Steine unter den Hallen luftgetrocknet waren, wurden sie in offenen Ladeloren auf dem Gleis oder mit Schubkarren zum Ofenplatz befördert. Der Aufbau des großen Meilers verlangte eine hohe handwerkliche Erfahrung. Die Lagen der Steine und ihrer Schichten wechselten kreuzweise miteinander ab. Die Feuerkanäle wurden mit grober Kohle, die Zwischenräume der einzelnen Schichten mit fein gesiebter Kohle gefüllt (...). Die Außenseiten des fertigen Meilers wurden zum Schluß mit Lehm beworfen und gedichtet. Ein solcher Feldbrandofen hatte oft eine Höhe von über vier Meter und eine Breite bis zu zwanzig Meter im Quadrat. Er faßte bis zu 500 000 Steine. Nach Ablauf von 10-20 Tagen war der Ofen durchgebrannt, drei Tage kühlte er aus, dann konnte der Abbau und Verbrauch der gebrannten Backsteine beginnen. (...). In der Nähe der Hauptfeuerkanäle waren die Steine oft zusammengebacken und mußten deshalb mit einem Brecheisen losgebrochen werden; dabei gab es viel Abfall. (...)

Ende des letzten Jahrhunderts wurde auch in Massenheim ein Ring- oder Kammerofen errichtet. Dieser (...) arbeitete kontinuierlich und lieferte mit geringerem Brennstoff Mauersteine von gleichmäßiger Beschaffenheit. Um die Rauchkammer mit dem Schornstein waren 18 Brennkammern in ovaler Form angeordnet. Der ringförmige Ofenkanal, in dem die Ziegel gebrannt wurden, war durch Arbeitstüren zugänglich und konnte mit dem Schornstein durch ebensoviele Rauchabzugskanäle, die in einem Rauchsammler mündeten, durch Ziehen der Ventile in Verbindung gesetzt werden. Wurde der Querschnitt des Ofenkanals zwischen irgendeiner Tür und einem Rauchkanal durch eine Papierwand geschlossen, entstand von der offenen Tür her nach dem Schornstein hin ein für den ganzen Ofenraum durchstreichender Zug; die Wirkung dieser Brenntechnik beruht auf einem ganz einfachen System. Das rundum laufende Feuer wird durch den Sog und die Züge zum Kamin in die zu brennende Kammer gelenkt. Die zur Verbrennung nötige angesaugte Luft erwärmt sich also an den fertig gebrannten Steinen und wärmt, bevor sie in den Rauchkanal entweicht, die noch nicht befeuerten Steine vor. Es werden also laufend eine bestimmte Menge luftgetrockneter Lehmziegel eingesetzt, andere gleichzeitig gebrannt bzw. abgekühlt oder ausgefahren. (...)

Bis vor wenigen Jahren war alles ein reiner Saisonbetrieb. Im März erschienen die Arbeiter, Ende Oktober gingen sie wieder nach Hause. Es war schon ein hartes und schmutziges Leben, das diese `Gastarbeiter´ fristeten. In großen Räumen, auf Strohsäcken gebettet, schliefen sie. Einen Teil des Essens erhielten sie aus der Kantine der Ziegelei, in der die Frau des Meisters kochen mußte. Sieben Monate kamen die Männer nicht zu ihren Angehörigen, denn alles Geld mußte gespart werden, und Fahrgeld wäre eine zu große Ausgabe für sie gewesen. Es ist nicht zu leugnen, daß die `Russenarbeiter´ in Massenheim keinen guten Ruf hatten, und niemand der Einheimischen wollte in der Ziegelei beschäftigt sein. So kamen denn die ersten Arbeiter aus dem Osten, aus Polen. Daher die Ausdrücke `Russe´ für die Backsteine, `Russefabrik´ für die Ziegelei und `Russemächer´ für die Arbeiter.“

Zu den nachfolgenden Besitzern gehören u.a. die Speyerer Ziegelwerke bereits 1902 und die Oberrheinische Tonwerk & Baubedarf-Aktiengesellschaft (OTOBA), an der die Firma Bott in Rauenberg bis etwa 1924 in erheblichem Umfang beteiligt war.

Die Gebrüder Friedrich-Otto -genannt Fritz- (geb. 2. Januar 1886) und August Strauch (geb. 9. Mai 1890) beteiligten sich nach ihrer Rückkehr aus dem Ersten Weltkrieg an verschiedenen kleineren Firmen, u.a. an Ziegeleien in Praunheim und Eschborn und in der Lebensmittelbranche (z.B. Herstellung von Eiscreme und Soja-Wurst im Rahmen der Firma "KONDIMA"(Konditorenmasse). Bei der Trennung von ihrem Geschäftspartner Dr. Engelhardt - einem frühereren Regimentsarzt - erhielten die Brüder Strauch die Produktionsstätten des Werkes Frankfurt-Praunheim, dessen Tongruben von der Stadt Frankfurt gepachtet waren. Bei der Übernahme der Pacht am 1. Mai 1934 betrug der Pachtzins 6000 RM, 1936 dann 15.000 RM.

Die Badische Bank verfügte um 1922 über den gesamten Aktienbestand der bei ihr hoch verschuldeten OTOBA. Sie setzte die Brüder Friedrich - Otto und August Strauch etwa 1924 als Geschäftsführer bei der OTOBA ein und stellte ihnen die Übernahme der Aktien bei Rückzahlung der Bankschulden in Aussicht. Zwischenzeitlich, bis Ende April 1925, vollzog sich eine Trennung der Gesellschafter der Ziegeleibetriebe in Eschborn und Frankfurt-Praunheim. Durch schiedsgerichtlichen Vergleich wurden die beiden Werke getrennt. Das Werk Praunheim wurde an die bereits umgewandelten „Soyamawerke“ angegliedert und firmierte nach den drei Gesellschaftern „Strauch Gebrüder & Engelhardt A.G.“, das Werk Eschborn fiel an Dr. Walter Schäffer und Viktor Rübsamen und firmierte als „Rübsamen & Co.“ weiter.

Die Zeit von 1925 bis 1929/30 war generell von einer nur mittelmäßigen konjunkturellen Lage geprägt. Dennoch konnten die Ziegeleien in Praunheim und Heppenheim wirtschaftliche Erfolge erzielen. Andererseits gingen die Lebensmittelumsätze der Firma zurück, so daß sich die Firmeninhaber entschlossen, die Lebensmittel-Großhandlung zu liquidieren. Fritz Strauch zog nach Karlsruhe und leitete die „Kondima“ zusammen mit Dr. Engelhardt, während August Strauch die Geschäftsführung der „Otoba“ übernahm. Der bisherige Geschäftsführer, Dr. Wirtz, schied aus dem Betrieb aus. Von 1930 bis 1933 ging die allgemeine Bautätigkeit stark zurück, weshalb die Lagerbestände der Firma immer größer wurden. Durch die unternehmerische „Glanzleistung“ (Fritz Strauch), England als Markt für Ziegel aus Heppenheim zu erschließen (2), konnte die wirtschaftliche Krise der Unternehmung zunächst hinausgezögert werden. Doch auch durch diese zunehmenden Exporte konnten die Absatzeinbußen nicht völlig ausgeglichen werden, weshalb die Lagerbestände 1932/33 den Umfang einer gesamten Jahresproduktion (ca. 13-14 Millionen Ziegel)umfaßten. Mit den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der nationalsozialistischen Regierung belebte sich ab 1934 allmählich wieder die konjunkturelle Lage; „nach beachtlich kurzer Zeit“ (Fritz Strauch) war der gesamte Lagervorrat aufgebraucht.


Im Zeitraum bis etwa 1936/37 gelang den neuen Geschäftsführern die Entschuldung des Betriebes, wofür sie mit dem gesamten Aktienpaket entschädigt wurden. 1936/37 waren Fritz und August Strauch dann alleinige Besitzer der Aktiengesellschaft OTOBA, die sie liquidierten und am 1. Januar 1937 in "Tonwerk Heppenheim Fritz Strauch & Co, Heppenheim an der Bergstraße“ umwandelten. Teilhaber der OHG waren Fritz Strauch und August Strauch, Heppenheim. Im gleichen Jahr wurde im Betrieb Praunheim eine maschinelle Aufbereitungs- und Fabrikationsanlage eingerichtet, wodurch die Produktionszahlen bei nur vierzig Mann Belegschaftsstärke - gegenüber einhundert Mann im vorherigen Handbetrieb- von acht auf neun Millionen Steine anstiegen.
Bereits vor Beginn des Zweiten Weltkrieges wurde in der Ziegeleiindustrie ein akuter Facharbeitermangel bemerkbar. Hauptgrund hierfür war zunächst die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht im Jahre 1935. Zusätzlich verschärfte sich diese Situation bereits 1937, als vermehrt Ziegeleiarbeiter zum Autobahnbau überwechselten, wo sie bessere Arbeitsbedingungen und Löhne vorfanden.(3) Das Tonwerk befand sich in der Folgezeit in der schwierigen Lage, wegen Facharbeitermangel nicht mehr die gewünschten Mengen produzieren zu können. Diese Ausgangslage sollte sich mit Kriegsbeginn am 1. September 1939 zuspitzen: Erneut wird eine große Anzahl von Facharbeitern aus dem Tonwerk abgezogen und dem Militär zugeführt, während zumindest die Vorkriegsproduktion wegen der starken Nachfrage aus dem militärischen und zivilen Bereich gehalten werden sollte. Waren es zunächst Frauen und Jugendliche, die die Lücken schlossen, so sollten bereits ab 1941 Kriegsgefangene als Schwerstarbeiter die Produktion notdürftig aufrechterhalten.
3.2 
Die Firmenentwicklung von 1937 bis zum Kriegsende 1945

	Zeitpunkt
	Ort
	Personen
	Vorgänge

	1.  Januar 1937

(Eintragung im Handelsregister:

4. März 1937)
	Heppenheim
	Friedrich-Otto („Fritz“) und August Strauch

Prokura:

Bernhard Sachs
	Umwandlung der AG (OTOBA) in „Tonwerk Heppenheim Fritz Strauch & Co.“

	18. März 1937
	Massenheim
	Fritz und August Strauch
	Ersteigerung der Dampfziegelei für RM 30.000

	21. Juni 1941
	Bensheim
	Fritz und August Strauch
	Erwerb des Tonwerks von Firma Kärcher  & Weiler, sofortige Modernisierung


Damit umfaßt die OHG vier Betriebe : den Stammsitz Heppenheim mit der Hauptverwaltung, Massenheim, Bensheim und Frankfurt-Praunheim, wo das Grubengelände nur gepachtet ist.

	1941
	Heppenheim
	Betriebsleiter: Albert Viehmann, Meister A., B., C. (4)
	Französische Kriegsge-fangene arbeiten im Stammwerk, Unterkunft in einer eingezäunten Baracke

	1942-1945
	Heppenheim

Bensheim

Massenheim und

Praunheim
	Leitung: Oskar Strauch

Betriebsleiter: Benedikt Baumann
	Jüdische, polnische und russische ZwangsarbeiterInnen und russische Kriegsgefangene halten die Produktion in Gang (ca. 14 Mio. Ziegel jährlich alleine in Heppenheim)

	1. März 1945
	Bensheim
	
	Zerstörung der Dachkonstruktion durch Brand. Die volle Produktion wird laut Steuerunterlagen (5) erst in der 2. Hälfte 1948 wieder aufgenommen.

	27. März 1945
	Heppenheim
	
	Bei der Einnahme Heppenheims durch US-Truppen befinden sich noch ZwangsarbeiterInnen im Werk; es kommt zu Zerstörungen und Diebstählen 


3.3 
Die Ausgangssituation bei Kriegsende
Die Widerstandsbewegung 

Folgt man der Schilderung von Dr. Heinrich Winter, kamen in den letzten Jahren des Zweiten Weltkrieges immer mehr Bewohner der Stadt Heppenheim zu dem Ergebnis, daß der Krieg mit einer totalen Niederlage enden müsse.(6)

Einige Heppenheimer schlossen sich zu einer Untergrund- und Widerstandsbewegung zusammen, so daß der Stadt bei der Feindbesetzung ansonsten unvermeidliche Schäden erspart werden sollten. Gegner des nationalsozialistischen Regimes waren in allen Bevölkerungsschichten vorhanden, am meisten aber in den unteren und mittleren Schichten.

Die geeignete Führungskraft für die Widerstandsbewegung fanden die Gegner des nationalsozialistischen Regimes in der Person des 1940 nach Heppenheim übergesiedelten Dr. König.

Nach der Invasion in Frankreich trat der Kreis der Mitarbeiter, deren Namen nicht bekannt sind, immer öfter zusammen. Die entscheidenden Besprechungen waren um die Jahreswende 1944/45, und sie führten zur Bildung einer straffen Organisation. Peter Metzendorf, der das Gebäude des ausgewanderten jüdischen Kaufmanns Berthold Mainzer übernommen hatte, erwähnt namentlich neben Dr. König auch Oskar Ringhof, Otto Wilke, Jakob Fleck und Gerhard Schmidt.(7)

Anfang 1945 ordnete Dr. König bei einer Zusammenkunft die Bildung fester Widerstandszellen an. Für jedes Stadtviertel sollte ein Vertrauensmann bestimmt werden, der sich zuverlässige Männer sammeln sollte. Diese Vertrauensmänner in den einzelnen Stadtvierteln sollten ihren Helfern Waffen besorgen und die Männer in deren Gebrauch schulen. Bei dieser entscheidenden Besprechung war man sich klar, daß die so gebildete Organisation des Widerstandes gegen die nationalsozialistische Gewalt und Führung nicht zum Sturz diese Regimes ausreichend sei. Sie sollte vielmehr dazu dienen, sobald die immer näher rückenden amerikanischen Truppen vor die Stadt gelangt seien, das nationalsozialistische Regime auszuschalten, um die Stadt kampflos zu übergeben.

In der Nacht vom 24. auf den 25. März 1945 war in Heppenheim Großalarm. Schon die Tage zuvor zogen Truppen aller Art, in der Regel kaum noch bewaffnet, durch die Straßen Heppenheims und setzen sich nach Osten zur Bildung neuer Widerstandslinien ab. Die unterschiedlichsten Gerüchte über den Vormarsch der Amerikaner waren im Umlauf.

„Die nervliche Beanspruchung der Bevölkerung dauerte unvermindert an. Auf der einen Seite wurde der Wunsch immer stärker die Stadt kampflos zu übergeben und so zu retten, auf der anderen Seite aber sah man den Willen, Widerstand zu leisten um jeden Preis.“(8)

Angeblich bestand der Plan, Heppenheim bis zum letzten Haus zu verteidigen, und zwar in folgenden vier Auffangsstellungen:

1. längs der Bahnlinie

2. längs der Bergstraße

3. auf dem Graben und den anschließenden Straßen

4. vor den Höhen östlich der Stadt.

Die Heppenheimer Widerstandsbewegung setzte alle Kraft ein, diesen Plan zu durchkreuzen. Am Vormittag des 26. März 1945 versuchten die Mitglieder der Heppenheimer Widerstandsbewegung, jeder auf seine Art, den Kampfwillen der deutschen Soldaten und der Bevölkerung zu brechen. Peter Metzendorf erreichte im Zusammenwirken mit dem SS-Unterscharführer Leikheim, daß die politischen Häftlinge der „Deutschen Versuchsanstalt“, wegen ihrer pflanzlichen Zuchtversuche „Paprika“ genannt, bereits vor dem Einmarsch flüchten konnten. Sie hielten sich nach Metzendorfs Angaben im Wald bei Zell versteckt, wo er ihnen mehrfach Essen brachte.(9)
Der Einmarsch der Amerikaner

Die letzte Nacht vor dem Einrücken der Amerikaner verlief verhältnismäßig ruhig. Die Mitglieder der Heppenheimer Widerstandsbewegung blieben aber nicht tatenlos. Sie versuchten mit allen durch- und abziehenden Truppen Verbindung aufzunehmen, einmal um über den Stand der militärischen Lage unterrichtet zu sein, dann aber auch, um die Truppen zu bewegen, die Stadt kampflos zu übergeben. Gegen morgen setzten sich die letzten deutschen Truppen vom Gegner ab, bis auf eine Nachhutkampfgruppe, die inzwischen vier Sturmgeschütze zur Verteidigung Heppenheims erhalten hatte. Wieder versuchten Mitglieder der Heppenheimer Widerstandsbewegung die Besatzung dieser Geschütze zum Rückzug zu bewegen. Dies gelang aber nur teilweise. Zwei deutsche Sturmgeschütze, die bereits in das Erbacher Tal eingefahren waren, drehten wieder um und fuhren bis zur Ludwigstraße herunter. Dort trafen sie mit dem ersten amerikanischen Spähtrupp in der Frühe des 27. März 1945 zusammen. Als dieser sah, daß Heppenheim noch verteidigt wurde, zog er sich zurück und forderte Artilleriefeuer an. Heppenheim hat dadurch Opfer an Menschen und Gebäuden bringen müssen. Auf die Beschießung hin und nach wiederholtem Drängen der Bevölkerung, zog sich die Kampfgruppe so schnell zurück, daß die bereits angeforderten amerikanischen Bombereinheiten nicht mehr zum Einsatz kamen. Verhältnismäßig schnell rollte nun die Front über die Straßen der Stadt hinweg, da in den meisten Straßenzügen, dank der Organisation der Heppenheimer Widerstandsbewegung, bald die weißen Flaggen wehten. 

Die Situation im Werk 

Das Tonwerk Heppenheim war in den Kriegsjahren das größte hessische Dachziegelwerk. Um sich gegen etwaige Angriffe schützen zu können, erließ man am 14. Dezember 1943 ein Schreiben an den Baubevollmächtigten zur Errichtung von Splitterschutzbauten und Bunkern, was auch genehmigt wurde.(10) Andere Baugesuche, z.B. zur Genehmigung von Bauten für dringend benötigte Wanderarbeiter und zur Errichtung eines Sozialbaus zur Verbesserung der kritisierten Ostarbeiterunterkünfte, wurden während des Krieges mit dem Hinweis auf andere kriegsbedingte Prioritäten hingegen mehrfach abgelehnt. In dem einzigen beschlagnahmten Zimmer im Wohngebäude der Strauchs wurde vorübergehend eine Familie aufgenommen, deren Mannheimer Wohnung in der Nacht vom 9. auf 10. August 1944 bombardiert worden war.

In der letzten Kriegsphase wurden Büroeinrichtung und Fabrikationsanlagen in Mitleidenschaft gezogen, diverse Gegenstände wurden beschädigt bzw. entwendet. Die nachstehend abgedruckte Werksmeldung gibt dies anschaulich wieder.(11) Drei Tage vor dem Einmarsch der Amerikaner wurde es den Ostarbeitern und Kriegsgefangenen von der Werksleitung freigestellt, das Werk zu verlassen. Zweiundzwanzig Arbeiter hielten sich beim Einmarsch der Amerikaner noch im Werk auf, andere hatten sich teilweise bei Kommunisten in Heppenheim versteckt, wo sie auch verpflegt wurden.(12)

Kurz nach Kriegsende wurden von den Alliierten sämtliche Akten und Unterlagen von allen Naziorganisationen und -verbänden beschlagnahmt. So war es also nur eine Zeitfrage, bis man auf das Tonwerk Heppenheim und dessen Belegschaft stieß. Nach näherer Prüfung der Fälle Fritz Strauch, Albert Viehmann (Betriebsleiter) und der Meister wurden diese vorläufig in einem Internierungslager in Gewahrsam genommen. Es erfolgten Anzeigen gegen Firmeninhaber, Betriebsleiter und die Meister, die sich dem Vorwurf der Mißhandlung vorwiegend ausländischer Zwangsarbeiter und Kriegsgefangener ausgesetzt sahen. Die Gebrüder Strauch wurden zugleich wegen verbotenen Waffenbesitzes bestraft. Für etwa fünfzehn Monate mußten sie 1945/46 ins Gefängnis Butzbach; von den befragten Zeitzeugen wird vermutet, daß der frühere Betriebsleiter Viehmann die vom Jagdaufseher Guthier versteckten Jagdwaffen der Strauchs den Amerikanern verraten habe. So kam es dazu, daß 1945 ein Treuhandausschuß mit der kommissarischen Verwaltung des Betriebs beauftragt wurde. Diese Treuhandverwaltung endete erst am 15. Mai 1948.

Im September 1945 kehrte Hans Jürgen Strauch aus russischer Kriegsgefangenschaft in Ungarn zurück und begann sein Studium. Von 1945-1948 wurden ehemalige Nazi-Größen und vermeintliche Sympathisanten von den Amerikanern zu Aufräumungs- und Reparaturarbeiten im Tonwerk verpflichtet, das schon im Spätsommer seine Produktion wieder aufnehmen konnte.

3.4  
Die Nachkriegsentwicklung bis zum Werksverkauf 1960

In der Zeit vom 25. Mai 1945 bis zum Jahresende übernimmt ein von den Amerikanern in Zusammenarbeit mit dem Landratsamt eingesetzter Treuhandausschuß, bestehend aus den Heppenheimer Bürgern Blum, Fleck, Fritsch und Klingenfuß sowie dem Bensheimer Kraege die vorläufige Verwaltung des Werkes. Als Direktor („manager“) fungiert zunächst Friedrich Gremm. Er meldet an die amerikanischen Behörden siebzig Arbeiter, zehn Angestellte und die Produkte Dachziegel, Backsteine und Drainagerohre für den Produktionsstandort Heppenheim.

Weitere Treuhänder für das Tonwerk sind: vom 1. Januar 1946 bis 30. Juni 1947 Manfred v. Holzach, Heppenheim, vom 1. Juli 1947 bis 19. August 1947 Rechtsanwalt Dr. Hattemer, Bensheim, und vom 20. August 1947 bis 15. Mai 1948 Direktor List, Bensheim. Während der Zeit der Treuhandverwaltung waren Fritz und August Strauch von jeglicher Geschäftsführung ausgeschlossen. Für sie beginnen 1947 die Spruchkammerverfahren in Heppenheim.

Exkurs: Die Spruchkammerverfahren, Zielsetzung und Verlaufsstruktur

Die Spruchkammerverfahren waren ein im Auftrag der alliierten Siegermächte entwickeltes Verfahren zur Aufdeckung sämtlicher Naziverbrechen. Es war ein „Selbstreinigungsakt“ der Deutschen als Beitrag zur Entnazifizierung, bei dem man sich zwar an alliierte Vorschriften und vor allem an Gesetzgebungen zu halten hatte, jedoch die aktive Beteiligung deutscher Juristen gefordert war. 

Ziel der Spruchkammerverfahren war es zum einen, diejenigen Personen zur Rechenschaft zu ziehen, die im Nationalsozialismus Verbrechen begangen hatten, und zum anderen, Wiedergutmachung bei den Opfern des Nationalsozialismus zu leisten. Hierzu wurden den Beschuldigten sogenannte Meldebögen zugeschickt, in denen sie Auskunft über ihre individuelle Nazivergangenheit machen mußten. Was zählte, waren Fakten, keine politischen Ansichten. 

Nach diesen Fragebögen wurden die Beschuldigten nun in folgende fünf Gruppen eingeteilt:

	Gruppen
	Strafen



	1. Hauptschuldige 

     (Kriegsverbrecher)
	a) Todesstrafe

b) Gefängnisstrafe

c) völlige Beschlagnahme des Vermögens 

    oder Geldstrafe



	2. Aktivisten
     (Nationalsozialisten, Militaristen, Nutznie-

      ßer)
	a) völlige Beschlagnahme des Vermögens oder

    Geldstrafe

b) Internierung bis zu höchstens zehn Jahren



	3. Minderbelastete 

     (geringere Übeltäter, Nationalsozialisten)
	a) Einschränkung der politischen Betätigung 

b) Bewegungsbeschränkung

c) Sperre des Vermögens und der Konten

 

	4. Mitläufer
     (Anhänger)
	a) Einschränkung der politischen Betätigung

b) Bewegungsbeschränkung

c) Sperre des Vermögens und der Konten  



	5. Entlastete 
     ( Personen, die auf  Grund einer Prüfung 

       ihres Falles als unbedenklich erklärt

       worden sind)


	    keine


Die erste Gruppe, die der Hauptschuldigen, betraf hauptsächlich aktive Parteimitglieder, die sich durch Denunziationen oder ähnliches schuldig gemacht hatten. Aktivisten waren beispielsweise SS-Mitglieder oder höher gestellte Parteimitglieder. Minderbelastete waren Aktivisten, die aus familiären Gründen oder durch äußere Umstände zu gewissen Taten gezwungen waren. Mitläufer waren fast alle Parteimitglieder oder die, die in sonstigen Naziorganisationen tätig waren. Entlastet wurde in schriftlichen Verfahren und nur in Fällen, bei denen trotz formeller Nazivergangenheit ein aktiver Widerstand gegen die Nazigewaltherrschaft bewiesen werden konnte.

Um ein gerechtes Verfahren zu ermöglichen, wurden vom Landratsamt die Spruchkammerverfahren folgendermaßen besetzt:

1. 
Spruchkammervorsitzende (Richter und dessen Vertreter)

2. 
Ankläger 

3. 
Verteidiger

Dies war allerdings mit einigen Hindernissen verbunden, da die Richter in der ersten Instanz, im Gegensatz zu den Verteidigern und Anklägern, fast ausschließlich keine juristischen Erfahrungen hatten, so daß hierbei auch öfters von einem Laiengericht die Rede ist. Außerdem fehlte ihnen des öfteren der Überblick über die betreffenden Fälle, die sich fast immer als äußerst komplex und schwer durchschaubar erwiesen.

Ablauf der Spruchkammerverfahren
Jeder Kreis hatte seine eigenen Spruchkammern, in der die Beschuldigten sich in Erster Instanz verteidigen konnten. Gegen das Urteil, den sogenannten Spruch, konnte Einspruch erhoben werden, wodurch der Fall an die nächsthöhere Instanz, in unserem Fall die Spruchkammer Darmstadt, ging, wo dann das endgültige Urteil gefällt wurde. Hier waren die Vorsitzenden jedoch größtenteils Juristen und konnten daher meist mehr mit der Materie anfangen. Täglich wurden in den Spruchkammern der Kreise etwa zwanzig bis dreißig Verhandlungen durchgeführt, wodurch eine Überforderung der Gerichte fast vorprogrammiert war. Dies erklärt auch die mangelnde Überschaubarkeit der einzelnen Fälle.

Die Vorgehensweise war die, daß dem Belasteten als erstes ein Belastungsbescheid zugestellt wurde, um ihm die Möglichkeit zu bieten, einen Anwalt aufzusuchen. Als zweites wurde ein Termin für das Verfahren festgelegt, und schließlich kam es zum Verfahren. Der Ankläger trug nun das belastende Material in der Spruchkammer vor, und der Anwalt hatte bereits jetzt die Gelegenheit, dagegen schriftlich Entlastendes vorzubringen, konnte sich dies allerdings auch für die Hauptverhandlung vorbehalten. Die Spruchkammermitglieder (d.h. Richter, Ankläger, Verteidiger) mußten nach amerikanischen Vorschriften gewisse Voraussetzungen erfüllen. Sie mußten selbst unbelastet sein und eine gewisse Geeignetheit vorweisen können. Diese Voraussetzungen mußten in jedem Fall vom Innenminister bestätigt werden.

Als Beweise galten hier fast ausschließlich Zeugenaussagen. Da die Fälle häufig äußerst vielfältig und weit ausgedehnt, jedoch auf kürzeste Zeit begrenzt waren, wurde ein Verfahren entwickelt, bei dem ein Zeuge auch schriftlich seine Aussage einreichen konnte, gesetzt den Fall, daß er zur Zeit der Verhandlung nicht anwesend war. Wie sollte man zum Beispiel einen russischen Zwangsarbeiter, der zur Nazizeit vom Beschuldigten mißhandelt worden sein soll, innerhalb kürzester Zeit in den Zeugenstand holen? Eine solche schriftliche Zeugenaussage nannte sich eidesstattliche Versicherung oder umgangssprachlich oft auch „Persilschein“. Diese sind nach heutigem Gesetz nur in äußersten Ausnahmefällen gültig, da hier im allgemeinen gilt, daß nur der Zeuge Beweiskraft hat. Außerdem war hierbei nicht auszuschließen, daß dieses Verfahren in manchen Fällen zu Unregelmäßigkeiten bei Entlastungen führen konnte. Fehlentscheidungen waren hier also kaum zu vermeiden. Allerdings mußten diese sogenannten Persilscheine bewiesen werden und waren auch nicht immer gültig, sondern es kam des öfteren vor, daß zur Verurteilung die Anwesenheit des Zeugen erforderlich war.

Der theoretische Gedanke war, daß Be- und Entlastungszeugen gleichermaßen vertreten sein sollten. In der Realität war es allerdings so, daß etwa ein Drittel be- und zwei Drittel entlastendes Material vorgelegt wurde.

Wie sah dies im Fall Fritz Strauch aus?
Fritz Strauch gab in seinem Meldebogen an, er sei 1932 Mitglied der NSDAP geworden. Auch 

war er Angehöriger des NSKK (NS-Kraftfahrer-Korps) von 1933 bis 1934. Hier hatte er das Amt des Obersturmführers inne, was ihn in der Anklage zum Belasteten machte. Es wurden insgesamt einundzwanzig eidesstattliche Erklärungen eingereicht, wovon vier belastend und siebzehn entlastend waren. In der Klageschrift (verfaßt durch den öffentlichen Kläger bei den Spruchkammern des Hessischen Staatsministeriums) wurde der Beschuldigte in die Gruppe I der Hauptschuldigen eingeteilt. Hauptgrund dafür war seine Mitgliedschaft in der Partei, im NSKK und in der NSV, jedoch auch die Tatsache, daß er als Firmeninhaber zwar nicht direkt im Mittelpunkt des Geschehens war, aber dennoch für die Taten seiner Mitarbeiter direkte Verantwortung  trug. Außerdem bestünde die Vermutung, daß sich sein Vermögen durch den Einsatz von Kriegsgefangenen und Ostarbeitern verdoppelt habe.

Sein Anwalt Dr. Hattemer sprach sich dafür aus, Fritz Strauch in die Gruppe IV der Mitläufer einzuordnen. Der Spruch vom 3. September 1947 verurteilte ihn dann schließlich als Mitläufer zu einem Bußgeld von RM 1800. Der genaue Ablauf des Verfahrens gegen die Gebrüder Strauch wird im Kapitel 4.5.3.3.2 geschildert.

Juristische Aspekte
Man muß die Spruchkammerverfahren deutlich trennen von den sogenannten Nürnberger Prozessen, bei denen Völkermord und Menschenrechtsverletzungen Hauptgegenstand der Verhandlungen waren. Hier wurden ausschließlich die Militärgesetze angewendet. Die Spruchkammerverfahren waren zivile, demokratische Gerichte, bei denen die sogenannten Entnazifizierungsgesetze Entscheidungsgrundlage waren, wobei das Strafrecht in Grenzsituationen auch eine Rolle spielte. Fehlentscheidungen waren hier nicht ausgeschlossen und auch keine Seltenheit. Wichtige Gesetze, die hier zur Anwendung kamen, sind das Befreiungsgesetz und das nachstehend abgedruckte Gesetz Nr. 8. Dieses Gesetz der Militärregierung verlangte eine Trennung zwischen wirklichen nationalsozialistischen Aktivisten und solchen, die in die Partei gezwungen wurden, sich aber passiv verhielten. Ziel des Gesetzes war, die Verantwortung für die Ausschaltung nationalsozialistischer Einflüsse aus dem Wirtschaftsleben dem deutschen Volk selbst zu übertragen. Darin wurden die Unternehmer aufgefordert, bis zum 20. Oktober 1945 einen Bericht abzugeben, in dem jeder Mitarbeiter genannt werden sollte, der in der Vergangenheit Beziehungen zur NSDAP oder deren Unterorganisationen und Verbänden (SS, SA, HJ etc.) hatten, und wie dieselben genau aussahen. Die Einstellung bzw. Beschäftigung dieser Personen wurde mit diesem Gesetz unter Strafe gestellt. Das Befreiungsgesetz verlangte eine Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus, wozu die Spruchkammerverfahren eingeführt wurden, die zur Behandlung jedes Einzelfalls verpflichtet waren. 

Ausschlaggebend für das Urteil war in jedem Fall das Tatmotiv. Es galt den politischen Hintergrund einer Tat zu beweisen. Jemand, der zum Beispiel ausschließlich Juden mißhandelt hatte, wurde schwerer verurteilt, als jemand, der Menschen aus verschiedenen Volksgruppen mißhandelt hatte, da hier das Völkerrecht eine große Rolle spielte.

Bei Minderbelasteten und Mitläufern wurden in zweiter Instanz die Verfahren zum größten Teil eingestellt, da man sich hier von dem Gedanken leiten ließ, daß irgendwann mal Schluß sein sollte mit dem Büßen. Dies wurde 1949 und 1954 in den sogenannten Amnestiegesetzen festgehalten. Fraglich ist nach wie vor, ob hier die einzelnen Entscheidungen immer richtig waren.

Die Spruchkammerverfahren im Kreis Bergstraße
Aus einem Schreiben des Landrates vom 13. Mai 1946 geht hervor, daß im Kreis Bergstraße fünf Spruchkammern eingerichtet wurden. Hierbei wurden die drei politischen Parteien CDU, SPD und KPD zugelassen. Die Besetzung der jeweiligen Ämter sah folgendermaßen aus:

	Vorsitzender:

Stellvertreter:

Ankläger 1:

Ankläger 2:
	SPD

SPD

CDU

KPD


Spruchkammer I:

	Vorsitzender:

Stellvertreter:

Ankläger 1:

Ankläger 2:
	CDU

CDU

SPD

KPD


Spruchkammer II:
Spruchkammer III:     (Vor dieser Kammer wurde im Verfahren Strauch geurteilt.)

	Vorsitzender:

Stellvertreter:

Ankläger 1:

Ankläger 2:
	KPD

KPD

SPD

CDU


	Vorsitzender:

Stellvertreter:

Ankläger 1:

Ankläger 2:
	SPD

SPD

CDU

SPD


Spruchkammer IV:
	Vorsitzender:

Stellvertreter:

Ankläger 1:

Ankläger 2:
	CDU

CDU

SPD

KPD


Spruchkammer V: 

Der KPD stand das Recht zu, für eine Spruchkammer den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter zu benennen. Auf ihrer Vorschlagsliste vom Mai 1946 finden sich folgende Namen:

Vorsitzender: Heidhausen, Willi; Kaufmann, Kirschhausen;

Stellvertreter: Zeiß, Nikolaus; Geschäftsf. Vorsitzender der Molkereigenossenschaft Fürth.

Dieser Kammer (Spruchkammer III) wird im Jahre 1947 der Fall Strauch zugewiesen.

	Zeitpunkt
	Ort
	Personen
	Vorgänge

	1945
	Bensheim
	Leitung: Meister C.
	Beginn der Instand-setzungsarbeiten durch Werksangehö-rige u. eingeschränk-te Produktion

	1945-1946
	Butzbach
	Fritz und August Strauch
	Gefängnishaft nach Denunziation (Viehmann ?) wegen versteckter Jagdwaffen

	September 1945
	Heppenheim
	Hans Jürgen Strauch

(älterer Sohn von Annelise und August Strauch)
	Rückkehr aus russischer Gefangenschaft in Ungarn, Beginn des Jura-Studiums in Heidelberg

	1945-1948
	Heppenheim
	Ehemalige Funktionsträger der NSDAP sowie BdM- und HJ-Mitglieder 
	Dienstverpflichtung zu Aufräumungs- und Instandsetzungs-arbeiten

	Herbst 1945
	Heppenheim
	
	Wiederaufnahme der Produktion

	1946
	Heppenheim
	
	Beschwerden über Schwarzmarkthandel von Tonwerksbe-schäftigten mit Deputatziegeln wegen Beeinträch-tigung der Lebens-mittelversorgung

	1946
	Massenheim
	
	Wiederaufnahme der seit 1944 ruhenden Produktion

	1947
	Heppenheim
	Fritz und August Strauch,

Albert Viehmann,

Meister A., B., C.
	Spruchkammer-verhandlungen in Heppenheim (Hotel „Halber Mond“) und Darmstadt (Berufungsinstanz)

	15. Mai 1948
	Heppenheim
	
	Ende der Treuhän-derverwaltung

	16. Mai 1948
	Heppenheim
	Fritz und August Strauch
	Erneute Übernahme der Werksleitung

	17. Mai 1948
	Heppenheim
	
	Werk brennt vollständig nieder (Ursache ungeklärt)

	1949
	Heppenheim/

Landtag Wiesbaden
	
	Staatsbürgschaft für ERP-Kredit zum Werkswiederaufbau


Der Brand im Tonwerk Heppenheim und seine Folgen im Zuge der Währungsreform

Am 17. Mai 1948 wird das Tonwerk Heppenheim durch einen Großbrand zerstört. Die Brandursachen sind ungeklärt; wilde Spekulationen reichen von Brandstiftung unterschiedlicher Tätergruppen aus Rache bis hin zur umgeworfenen Kerze eines Liebespaares auf dem Dachboden der gigantischen Holzkonstruktion. Jedenfalls brennt das Gebäude bei dem starken Wind nach kürzester Zeit lichterloh an allen Ecken, auch Löschversuche der amerikanischen Feuerwehr sind ohne jede Chance. Unmittelbar nach dem Ende der Gefängniszeit und dem Abschluß der Spruchkammerverfahren, genau einen Tag nach der Wiederübernahme des eigenen Werkes, stehen die Gebrüder Strauch erschüttert vor seinen Trümmern. Da seine Produktion für den Wiederaufbau in Hessen außerordentlich wichtig war, soll es schnellstmöglich wieder aufgebaut werden.(13) Das abgebrannte Hauptgebäude war mit 800.000 RM versichert. Insgesamt war dem Werk aber ein Schaden von 1,6 Millionen Mark entstanden, wovon allein die zerstörten Maschinen und Einrichtungen einen Wert von 800.000 Mark darstellten.

Der Neuaufbau des Werks hätte schon im Sommer 1948 beginnen sollen, wenn nicht im Gefolge der Währungsreform Unklarheiten über die Auszahlung der Versicherungssumme aufgetreten wären. Die Hessische Brandversicherungskammer vertrat die Auffassung, daß sie durch das Umstellungsgesetz behindert sei, den vollen Ersatz zu leisten. Sie war bereit, ein Zehntel des Schadens zu ersetzen.

Diese 80.000 Mark waren freilich alleine für Aufräumarbeiten verbraucht worden.

Da nun aber die Finanzierung des Wiederaufbaus in Anbetracht der Dringlichkeit schnellstens geklärt werden mußte, nahmen sich die höchsten Verwaltungsstellen des Kreises der Sache an. Nachdem die Inhaber des Tonwerks erklärt hatten, daß sie auf Sicherheit Kredite bekommen würden, brachte Landrat Dengler als Landtagsabgeordneter in der Plenarsitzung des Landtags vom 13. Oktober einen Antrag ein, für den zum Wiederaufbau des Tonwerks notwendigen Kredit von 800.000 Mark die Staatsbürgschaft zu übernehmen. In der Begründung ist angeführt, daß das Heppenheimer Tonwerk das größte seiner Art in Hessen sei und 50 bis 60 % aller in Hessen hergestellten Dachziegel liefere. Durch diesen Produktionsausfall sei nun der Wiederaufbau im ganzen Land auf das schwerste beeinträchtigt. Der Antrag Dengler wurde in der Plenarsitzung ohne Debatte dem Haushaltsausschuß überwiesen. Am 23. Januar 1949 wird die Übernahme der Staatsbürgschaft schließlich vom Finanz- bzw. Haushaltsausschuß des Landtags genehmigt.

Nachfolgende Aufstellung, die zahlenmäßig den Beratungen des Landtages zugrunde lag, verdeutlicht beispielhaft die finanziellen Dimensionen des Heppenheimer Stammwerks zwischen 1937 und 1948.

	Zeitpunkt
	Ort
	Personen
	Vorgänge

	13. Oktober 1951
	Bensheim
	August Strauch
	Tod. Von seinen 12/24-Anteilen erhalten die Kinder Hans Jürgen, Fritz und Annemarie je 1/24, die Witwe Annelise 9/24

	1951-1953
	Heppenheim
	
	Kreditbürgschaft/ Brandentschädigung und erweiterter Wieder-aufbau. Zunehmend muß Rohmaterial aus großer Entfernung angeliefert werden.

	1954
	Heppenheim
	
	Wiederaufnahme der Produktion

	6. November 1954
	Heidelberg
	Friedrich-Otto Strauch
	Tod des letzten Gesell-schafters. Persönlich haftend werden seine Witwe Luise und Annelise, Witwe August Strauchs

	1955
	Heidelberg
	Dr. Hans Jürgen Strauch
	Abschluß des Jura-Studiums

	2. Januar 1956
	Heppenheim
	Dr. Hans Jürgen Strauch
	Übernahme der kauf-männischen Leitung 

	Frühjahr 1958
	Heppenheim
	Direktor Schallenberg Dr. Hans Jürgen Strauch
	verläßt die Firma.

wird alleiniger Geschäftsführer

	1956
	Heppenheim
	Prokurist Sachs
	Tod

	20. April 1957
	Heppenheim
	Luise Strauch
	Tod

	1958 
	Heppenheim
	Fritz Strauch jun.
	übernimmt als Ziegeleiingenieur die technische Betriebsleitung


In der Festschrift zur 1200-Jahr-Feier der Stadt Heppenheim werden Werksbauten und Werksbedeutung anschaulich dargestellt; bemerkenswert sind auch die Vergleiche zwischen dem alten und neuen Werkskomplex:


Nach der ökonomischen Talsohle 1958 läuft in der Ziegeleibranche die Produktion planmäßig und mit guten Erträgen bis Ende der sechziger Jahre. Getrübt wird der Verkaufserfolg durch eine außergewöhnlich hohe Reklamationsrate, die sich aus dem relativ ungeeigneten Ausgangsmaterial (unterschiedliche Eigenschaften der verschiedenfarbig brennenden Tone) ergab. Hinzu kamen die zum Teil forcierten Produktionsabläufe ohne entsprechende Fachleute. Als Fritz Strauch, der Sohn von August Strauch, 1958 als ausgebildeter Ziegeleiingenieur die technische Leitung übernimmt und schließlich die Fehlerquellen entdeckt, ist es zu spät, um das Werk in Anbetracht der noch verfügbaren Ausgangsrohstoffe vor Ort ökonomisch einträglich weiterzuführen. Rückblickend stellen beide Söhne den Wiederaufbau des Stammwerks Anfang der fünfziger Jahre als problematische Entscheidung hin, eher bestimmt durch nostalgische Treue zum Stammsitz als durch rationales wirtschaftliches Kalkül.

	Zeitpunkt
	Ort
	Personen
	Vorgänge

	31. Dezember 1959
	Heppenheim 
	Hans Jürgen und Fritz Strauch 
	Verkauf des Stammwerks Heppenheim an die Firma Ziegelwerke Emil Bott, Rauenberg, zum Kaufpreis von DM 825.000. Die Verwal-tung der Firma Strauch für die bestehenden Zweigwerke wird in der „Grünen Villa“, dem Wohnhaus der Familie Strauch, untergebracht.

	1960 (und 1972)
	Massenheim
	Hans Jürgen und Fritz Strauch
	Totalüberholung

	1963
	Bensheim
	Hans Jürgen und Fritz Strauch
	Stillegung der Produktion

	1963
	Oberursel
	Hans Jürgen und Fritz Strauch
	Pacht eines Ziegeleibetriebs

	31. Juli 1964
	Praunheim
	Prokurist Baumann
	scheidet aus

	1965
	Oberursel
	Hans Jürgen und Fritz Strauch
	Betriebsstillegung

	1964
	Bensheim:

Eigene Tonvorkommen sind erschöpft, der durch wenig geeignetes Rohmaterial hohe Anteil an Ziegeln zweiter Wahl bereitet große Absatzprobleme. Der von den Strauchs erwogene Kauf angrenzender Grund-stücke wird von der Kirche als Grund-eigentümerin abgelehnt.
	Hans Jürgen und Fritz Strauch
	Verkauf des Werksstandortes an den Holländer Broshuis zu Bauzwecken.

.

	31. Dezember 1970
	Praunheim
	Hans Jürgen und Fritz Strauch
	Nach Auslaufen des 1952 revidierten Pachtvertrages von 1929 wird das Werk geschlossen.

	1974
	Massenheim
	Fritz Strauch
	Umbenennung in „Klinker- und Ziegelwerke Massen-heim Fritz Strauch & Co.“

	1978
	Massenheim
	Fritz Strauch
	„Klinker- und Ziegelwerke Massenheim Fritz Strauch GmbH & Co.“


Aktuelle Situation

Es besteht nu noch das modernisierte Werk in Massenheim unter Leitung und in Besitz von Fritz Strauch jun. Hans Jürgen Strauch arbeitet noch gelegentlich als Rechtsanwalt  und Notar und verfügt zusammen mit seinem Bruder über zahlreiche Grundstücke (ca. 500 000 Quadratmeter), dabei handelt es sich überwiegend um die Flächen des Naturschutzgebietes auf Heppenheimer und Bensheimer Gemarkung, andererseits um Grundstücke in Massenheim.

Die Werksfläche Frankfurt wurde von der Stadt Frankfurt/M. bebaut (z.T. Friedhofsanlagen), die Bensheimer Werksfläche für Hochhausbauten und Grünflächen genutzt, das Heppenheimer Gelände ist für die Errichtung der Nordweststadt gedacht und inzwischen in Besitz der Firma Dreher & Blasberg, die bislang dort Kalksandsteine produzierte. Derzeit (1997) steht ein Wohnblock mit ca. sechzig Wohnungen im südlichen Bereich des früheren Ziegeleigeländes. In der nahegelegenen Straße „Am Tonwerk“ wohnt heute Norbert Aßmann, ein früherer Betriebsleiter, der diese Aufgabe nach dem Werksverkauf an die Firma Bott (Rauenberg) übernahm. Ihm verdanken wir geduldige Erläuterungen und Hinweise. 

Die Reste der alten Ziegelei wurden 1992/93 dem Erdboden gleichgemacht. Kurz zuvor fanden Schüler unserer Projektgruppe die Akten, die den Anlaß zur vorliegenden Forschungsarbeit gaben.








Die nationalsozialistische Bewegung in Heppenheim - 


 Anfänge und Aufstieg von 1930 - 1935





Heppenheim an der Bergstraße, seit 1832 auch Kreisstadt der Region, dessen 8878 Einwohner im Jahre 1933 zu 78 % dem katholischen Glauben angehörten, sollte schon bald in den Machtbereich der Nationalsozialisten fallen.


Das politische Geschehen in Heppenheim wurde lange Zeit, genauer bis 1933, von der katholischen Zentrumspartei geprägt. Das lag daran, daß fast 80 % der Heppenheimer Bevölkerung katholisch waren.


Um so verwunderlicher ist es, daß dann ab 1933 der Zulauf zur NSDAP unaufhaltsam anstieg. Vermutlich ist das auf die schlimme wirtschaftliche Lage in Heppenheim zurückzuführen, denn auch hier waren Weltwirtschaftskrise und Inflation deutlich spürbar. So waren im Jahre 1930 beispielsweise 2660 Menschen in Heppenheim ohne Arbeit und Verdienst! Und da es zu dieser Zeit sehr schwer war, überhaupt Arbeit zu finden, ist es wohl verständlich, weshalb die NSDAP mit ihren radikalen Forderungen und Ideen auch in Heppenheim so viele Sympathisanten und Anhänger fand!


Sie war es zum Beispiel auch, die gleich nach der Machtübernahme 1933 damit begann, durch sogenannte Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen die Arbeitslosen und Wohlfahrtsempfänger von der Straße zu holen. Diese Notstandsarbeiten zielten also direkt darauf ab, Arbeit zu schaffen, um so die Kosten für die Arbeitslosenunterstützung zu senken oder diese sogar ganz einzusparen. Da die Arbeitsbeschaffungs-maßnahmen aber auch finanziert sein wollten und Heppenheim diese Kosten nicht alleine tragen konnte, war die Stadtverwaltung auf die Hilfe von Land und Reich angewiesen, die die nicht aufzubringenden Beträge übernehmen sollten. 


Das Zentrum, das in Heppenheim lange Zeit das "politische Monopol" besessen hatte, 


stellte aber trotz des enormen Zuwachses, den die NSDAP erlebte, noch immer einen nicht 


zu unterschätzenden Gegner für die Nationalsozialisten dar. Doch das sollte sich schon recht bald ändern, denn der Trend ging eindeutig hin zur NSDAP und weg vom Zentrum. Besonders deutlich wird diese Tatsache am Beispiel des Heppenheimer Bürgermeisters Karl Schiffer ( erster Heppenheimer Berufsbürgermeister von 1925 - 1937 ), der nach fast zwanzigjähriger Mitgliedschaft beim Zentrum zur NSDAP übertrat. 


Allerdings erlangte er nie mehr das Vertrauen der NSDAP, da er nicht von Anfang an "für die Sache" gewesen war. Vermutlich aus diesem Grunde wurde er dann 1937 auch entlassen.


Bei den letzten relativ freien Wahlen am 5. März 1933 erlangte die NSDAP dann 44% der Stimmen im Reichsgebiet, unterlag in Heppenheim jedoch erneut dem Zentrum, wie nachfolgende Wahlstatistik zeigt:





Reichstagswahlen vom 5. März 1933





Parteien�
Reichsgebiet�
Heppenheim�
�
Nationalsozialisten�
17266000 (44%)�
1305 (26%)�
�
Sozialdemokraten�
 7176000 (18%)�
 653 (13%)�
�
Kommunisten�
 4845000 (12%)�
 853 (17%)�
�
Zentrumspartei�
 4423000 (11%)�
1960 (40%)�
�
gültige Stimmen�
39317000�
4946�
�
zitiert nach: Wirth, Ergänzendes Nachwort zu Kapitel 15, S. 268





Diese Wahlstatistik zeigt deutlich auf, daß die Nationalsozialisten nun im Reich, nicht aber in Heppenheim die stärkste politische Kraft darstellten.


Diese Rivalität des Zentrums und der NSDAP bestand bereits bei den vorhergegangenen Wahlen. Obwohl die NSDAP im Reich seit 1930 dem Zentrum überlegen war, konnte sie sich in Heppenheim bis 1933 nie gegen das Zentrum behaupten. Der Grund dafür dürfte wohl gewesen sein, daß fast 80% der Heppenheimer Bevölkerung katholisch waren und somit auch das Zentrum unterstützten.
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